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den Faktoren gegeniiber, komme ich zu folgenden Feststellungen
und Forderungen im Sinne einer abschlieBenden Zusammen-
fassung:

9.1 Die Mehrzahl der Artilleriefeuer muB als raumlich pri-
zises, zeitlich genau auf die Handlungen der die Abwehr fiihren-
den Kampftruppen abgestimmtes oder die Bewegungen des
Gegners beriicksichtigendes Feuer geschossen werden. Die da-
durch bedingten Detailplanungen und Absprachen konnen nur
im Rahmen einer friihzeitigen, engen Zusammenarbeit zwischen
Artillerie und den Kommandanten unterer Kommandostufen
verwirklicht werden. Pro Kampfgruppe sollten als Regel in
erster zeitlicher Prioritit mindestens eine Artillerieabteilung zur
direkten Unterstiitzung (DU) zugewiesen werden. Schwerge-
wichte konnen infolge der kleinen Anzahl verfiigbarer Feuerein-
heiten nicht durch in der Hand der Heereseinheit zuriickzubehal-
tende Allgemeinunterstiitzungsabteilungen (AU), sondern nur
durch die temporire Zuweisung von mehreren als DU bezeich-
neten Artillerieabteilungen an einen Abschnittskommandanten
gesucht werden. Die Begriffsbestimmungen miifiten dahin revi-
diert werden, daB die Ausscheidungen von artreiner AU-Artillerie
als Ausnahme betrachtet werden muB.

9.2 Die Forderung nach wendiger Feuerleitung und Aus-
16sung innert kiirzester Zeit fordern das Primat im Rahmen der
fiir den Artillerieeinsatz auszufithrenden Vorbereitungen. In kiir-
zester Zeit eine weniger groBle Dichte von explodierenden Gra-
naten einer Batterie oder Abteilung im Ziel zu haben ist bei den
zu erwartenden Auftrigen in vielen Fillen entscheidender, als
mit vielen Geschiitzen mehrerer Abteilungen einen Gegner nach
lingerdauernden Vorbereitungen zu bekimpfen, welcher nach
kurzer Zeit entweder nicht mehr am vorgesehenen Zielort ist
oder den Charakter eines lohnenden Artilleriezieles verloren hat.
Die Regelung der Feuerkompetenzen und das Ubermittlungsnetz
der Artillerie miifiten diesen Priorititen angepalit werden.

9.3 Die artilleristischen Schwergewichte werden gebildet,
indem durch friihzeitige Delegation von mehreren Feuereinheiten

einem Kampftruppenkommandanten der Regiments- oder Batail-
lonsstufe die Moglichkeit gegeben wird, in seinem Abschnitt
mehrere Unterstellte zu unterstiitzen oder verschiedene Artillerie-
ziele gleichzeitig zu bekimpfen. Die heute des oftern prakti-
zierten Kommando- und Ubermittlungsorganisationen der Ar-
tillerie beriicksichtigen diese Forderungen zu wenig. Diese sollten
nicht in erster Dringlichkeit auf die Bediirfnisse der zentralen
Fithrung abgestimmt werden. Eine Schwergewichtsbildung
durch die Feuerzusammenfassung von mehreren Abteilungen
kommt im modernen Kampfbild auch nur in den wenigen
Fillen eines sogenannten lohnenden «weichen» Artilleriezieles
zur Anwendung. Man kann sich fiiglich fragen, ob fiir diese
besondere Aufgabe der Schwergewichtsartillerie nicht andere
Artilleriewaffen, zum Beispiel Mehrfachraketenwerfer, das ge-
eignetere Mittel wiren.

9.4 Angesichts der groBen riumlichen Ausdehnung und
Parzellierung der Abwehrriume, wobei der gegenseitige Zusam-
menhang der einzelnen Stiitzpunkte verlorengehen kann, wird
der Bedarf an ArtillerieschieBkommandanten ein Mehrfaches
des Verfiigbaren werden. Jeder Offizier der Kampftruppen wird
durch eine zusitzlich anzustrebende Ausbildung und die Sicher-
stellung der Verbindungen zu den Feuerleitstellen in die Lage
versetzt werden miissen, Artilleriefeuer abzurufen, zu beob-
achten und zu korrigieren. Die Ubermittlungsorganisation wird
dabei das schwierigere der zu l6senden Probleme sein.

9.5 Um im Kampfe gegen mechanisierte Truppen unserer
Panzerabwehr annihernd sichere Erfolgschancen zu geben,wird
man an die Artillerie immer wieder die Forderung stellen, das
Gefechtsfeld dadurch zu isolieren, daB mit Blend- oder Vernebe-
lungsgeschossen die sogenannten Unterstiitzungspanzer von den
angreifenden Kampfwagen getrennt werden.

Die vorgesechene Erhohung der Zuteilung von Rauchbrand-
granaten wird den Erfolg des Artillerieeinsatzes in diesen Ge-
fechtsphasen begiinstigen. Eine vermehrte Zuteilung von Nebel-
munition, wie sie angeordnet wurde, dringte sich daher auf.

Militarpolitische und volkerrechtliche Aspekte der militarischen Besetzung
der CSSR :

Von Dr. Michael Csizmas, Bern

Die Verstimmung unter den Verbiindeten

Der auBerordentlich heftige politische Umschwung, der die
Tschechoslowakei in den Friihlingstagen des Jahres 1968 erfaf3te,
betraf in erster Linie die Innenpolitik. Dic Vertreter des Reform-
kurses betonten unentwegt, daB3 die AuBenpolitik, die Stirke des
Biindnisses mit anderen sozialistischen Staaten, aufrechterhalten
bleibe. «Rude Pravo», das Organ der Partei, hat immer wieder
beteuert, die innenpolitische Diskussion bedeute keine Schwi-
chung des Warschauer Paktes: «Die CSSR wird auch in Zukunft
ein wirkungsvolles Glied dieses Verteidigungsbiindnisses bleiben,
und sie hat nicht die Absicht, an diesem ithrem Standpunkt irgend
etwas zu indern.» Das finnische Beispiel, das schon in den Dis-
kussionen aufgetaucht ist, sei hier unangebracht, betonte die
Parteizeitung. «Unserer jungen Generation, die sehr scharf denkt,
ist es klar, daB die Tschechoslowakei an einem anderen Breiten-
grad liegt!'...»

' «Rude Pravo», Prag, 9. Februar 1968.
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Bild 1.

Dialog unter lebensgefihrlichen Umstinden mit Besetzungs-
truppen.
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Dic ersten Anzeichen der Erregung in den hochsten Partei-
kreisen der orthodoxen Warschauer-Pakt-Staaten sind anliBlich
des Besuches der sowjetischen Fiihrer in Warschau vom 12. bis
14. Januar 1968 offensichtlich geworden. Manche fiihrende Funk-
tionire sahen in den Prager Ercignissen «einen gefihrlichen Pri-
zedenzfall». Um die Besorgnisse der verbiindeten Staaten zu zer-
streuen, beschwor Dubcek am 22. Februar am Gipfeltreffen zu
Prag im Hradschin die Freundschaft der CSSR zur UdSSR und
besonders zur DDR und beteuerte, die CSSR denke nicht im
entferntesten daran, aus dem sozialistischen Lager auszuscheren
oder den sozialistischen Prinzipien untreu zu werden. Trotz allen
Treuckundgebungen der Prager Reformer nahm die Drohung
von auBen zu. Dies bestitigte auch der Dircktor des tschechoslo-
wakischen Fernschens, Georg Pelikan, in einem Interview mit
«Le Monde», das am 5. Mirz verdffentlicht wurde: «Unser klei-
nes Land hat eine wichrige strategische Lage, und es ist klar, dal3
Druck von innen wie von auBlen ausgeiibt werden wird ... Es
bleiben cinige konservative und dogmatische Elemente innerhalb
und auBerhalb der Partei. Darum wird es zu Konflikten und
Waffengingen kommen ...»

Am 23. Mirz sall in Dresden der tschechoslowakische Partci-
chef bereits vor seinen Genossen auf der Anklagebank. Die Kon-
ferenz trat wohl auf dringendes Ersuchen Ulbrichts zusammen.
Mit Ausnahme von Ruminien waren alle anderen Warschauer-
Pakt-Linder mit ihren fithrenden Funktioniren vertreten. Dieses
Treffen wurde so iiberstiirzt angesetzt, dal man nicht einmal die
Riickkehr des bulgarischen Partei- und Regierungschefs aus der
Tiirkei abwartete, sondern ohne ihn tagte. In Dresden forderten
die Ostblockfiihrer praktisch Rechenschaft von Dubcek, ob der
weitere Fortschritt der Demokratisierung scine Biindnistreue ge-
fihrde. Laut «Informationsmitteilung» ist es Dubcek gelungen,
die Mchrheit von der unerschiitterlichen sozialistischen Entwick-
lung in der CSSR zu iiberzeugen. Im iibrigen beschloB man
MaBnahmen zum weiteren Ausbau des Warschauer Paktes, Dub-
cek selbst hat der tschechoslowakischen Nachrichtenagentur CTK
am 26. Mirz cin Interview gegeben, in dem er auch das im Hin-
blick auf den Warschauer Pakt erreichte Dresdner Ubercinkom-
men erwihnte. Der Parteichef erklirte dabei, dal man in Dresden
«vor allem» iiber die Tatigkeit des «gemeinsamen Kommandos»
gesprochen habe. Wenn er damit sagen wollte, daB nur iiber dic
militirische Seite des Biindnisses ein einstimmiger BeschluB ge-
faBt wurde, dann ist er wahrscheinlich in der Lage gewesen, hier
seine Hiande freizuhalten. So weit die offiziellen Versionen.

In Prag wuBte man in fiihrenden Parteikreisen aber bald mehr
tiber den cigentlichen Ablauf dieser Begegnung. Man hat nach
diesen Berichten in Dresden Dubcek unverbliimt erklire, man
werde einmarschieren, und zwar aus der Sowjetunion iiber dic
Slowakei, aus Ungarn und aus der DDR, wenn die Kommuni-
stische Partei der Tschechoslowakei in der Liberalisierung zu weit
gehen wiirde und die Kontrolle aus der Hand gibe. Ferner war
nach diesen Quellen zu diesem Zecitpunkt an der Grenze der
Tschechoslowakei zur DDR eine einsatzbereite Panzerdivision
aufmarschiert. Im Rahmen einer Sendung des schweizerischen
Fernsehens in der Serie «Tatsachen und Meinungen» im Septem-
ber 1968 hat iibrigens der stellvertretende Chefredaktor der
«Literarni listy», Ludvik Vesely, ebenfalls die Ansicht bestitigt,
dalB bereits seit Mirz 1968 die Pline zur Intervention gegen dice
CSSR vorlagen?.

Die Vermutung, daBB das Dresdner Treffen die erzkonserva-
tiven Politiker einiger Warschauer-Pakt-Staaten — UdSSR, DDR,
Polen — nicht beruhigt habe, fand bald eine Bestitigung. Nament-

*Nach aller Wahrschcinlichkeit liegen entsprechende Pline fiir alle
Nachbarstaaten der Sowjetunion bereit.
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lich Gomulka und Ulbricht, die eine Reduzierung des «eisernen
Dreiecks» Ostberlin—-Warschau-Prag auf eine « Achse» Ostberlin—
Warschau befiirchteten, schienen nicht befriedigt zu sein.

Dice offentlichen Angriffe des ostdeutschen Parteiideologen
Kurt Hager zeigten, dall man sich nach der Dresdner Konferenz
nicht cinmal bemiihte, die Enttiuschung zu verbergen. Hager
eroffnete am 25. Mirz gegen die Tschechoslowakei einen bos-
artigen Verleumdungsfeldzug, der von den sowjetzonalen Presse-
organen auch heute mit unverminderter Stirke weitergefiihrt
wird?. In glatter Verfilschung der Tatsachen zitierten die ost-
zonalen Zeitungen aus tschechoslowakischen Debatten aus-
schlieBlich AuBerungen von mehr oder weniger vorsichtigen
Gegnern der Reformbewegung; jede Bemerkung, die sich fiir
Demokratic und Freiheit aussprach, wurde unterschlagen: So
zum Beispicel bezeichneten die Berichte iiber den Fall Sejna den
General unverfroren — weil ohne den geringsten Beweis — als
westlichen Agenten, wihrend sie iiber seine Rolle bei dem miB-
gliickten Coup fiir Novotny natiirlich hinweggingen.

Auch mit anderen «Bruderlindern» haben sich die Bezichun-
gen Prags im April unerfreulich entwickelt. Wihrend die Demo-
kratisierung in der CSSR im Westen wohlwollend begriilt
wurde, hegten einige Vertreter kommunistischer Parteien in Ost-
europa vor allem Befiirchtungen, ob die KPTsch die Entwicklung
fest in der Hand habe und manches (Pressefreiheit, Auslandreisen
fiir die Bevilkerung usw.) von dem, was in der CSSR geschehe,
die Grundlagen des Systems gefihrde. Deshalb waren sie wesent-
lich zuriickhaltender. Auch spiclten gewisse Uberlegungen eine
Rolle, daB die Vorginge in der CSSR auf die Lage in diesem oder
jenem Land einen EinfluB haben kénnte, den man dort nicht fiir
wiinschenswert betrachtete. Wenn namlich in der Tschechoslo-
wakei das Experiment zur Verwirklichung eines humanitiren
und toleranteren Sozialismus gelinge, so konnte das in vielen
Lindern Osteuropas zum Fanal werden. Die Funken von Prag
konnten einen Steppenbrand entfachen. Diese Befiirchtungen
mogen unter anderem die harten Repressalien Gomulkas gegen
Intellektuelle und Studenten, die wachsende Nervositit Ulbrichts
und die fast unheimliche Zuriickhaltung des Kremls erkliren. Im
April gab Moskau scin bedrohliches Schweigen auf. Anfang
April wurde im Kreml hinter verschlossenen Tiiren eine Sitzung
des Zentralkomitees der KPASU abgehalten. Die dort gehaltenen
Reden hat man nicht veroffentlicht. Eine zum Abschlull der
Konferenz bekanntgegebene Resolution lieB jedoch schon da-
mals deutlich genug erkennen, welch schwere Besorgnisse die
jiingste Entwicklung im Ostblock bei den Fiihrern der Sowjet-
union hervorrief und daB diese entschlossen waren, eine dhnliche
Entwicklung oder Auflockerung in threm eigenen Lande zu ver-
hiiten. Diese Ergebnisse bedeuteten ein Kampfprogramm der Par-
tei auf dem Gebiet der AuBenpolitik und innerhalb der kommuni-
stischen Bewegung. Neben den cindringlichen Beschworungen
zur ideologischen Disziplin erhob die KPdSU die Forderung
nach einer weiteren Stirkung der politischen, wirtschaftlichen
und militirischen Macht der Sowjetunion. Sie hat sich ferner
tiber die Lage in der CSSR sehr pessimistisch geiuBert. Ohne die
Loyalitit Dubceks in Zweifel gestelle zu haben, soll Breschnew
ihn als «Gefangenen reaktionirer und antikommunistischer Ele-
mente» beschrieben haben, der Gefahr laufe, von den Ereignissen
iiberrollt zu werden. Breschnew habe an dieser Sitzung auch die
Behauptung aufgestellt, dall die gegenwirtigen Ereignisse in
Prag die «Errungenschaften des Sozialismus» nicht nur in der
CSSR, sondern auch in den anderen Volksdemokratien in Gefahr
brichten.

*«Neues Deutschland», Ostberlin, 26. Mirz 1968.
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Die schwersten Drohungen gegen die Tschechoslowakei sollen
auf der gleichen Sitzung von General Jepischew, Chef der Polit-
hauptverwaltung der sowjetischen Armee und Kriegsflotte, aus-
gesprochen worden sein. Er soll gesagt haben, man kénne nicht
ausschlieBen, daB eine Gruppe von loyalen tschechoslowakischen
Kommunisten an die Sowjetunion und an die anderen sozialisti-
schen Linder ein Interventionsansuchen stellen. «In diesem Fall»,
soll General Jepischew gesagt haben, «sind die sowjetischen
Streitkrifte bereit, ihre Pflicht zu tun*.»

Diese ungewohnlich scharfe Drohung trug dann in der Tsche-
choslowakei durch einen weiteren Umstand zur Entstehung von
Zweifeln an der sowjetischen Haltung bei. Am Abend des 7. Mai
sendete Radio Prag ein Telephongesprich mit seinem Moskauer
Korrespondenten Lubos Dobrovsky. Unter anderem beschiftigte
er sich mit der AuBerung des sowjetischen Hauptverwaltungs-
chefs, General Jepischew, vor dem sowjetischen Zentralkomitee-
plenum, wo der General angeblich seine Interventionsdrohungen
erklirt haben soll. Dobrovsky bekannte, er wisse nicht, ob Jepi-
schew tatsichlich so etwas gesagt habe, und fuhr dann fort:
«Aber gut, nehmen wir an, Genosse Jepischew hitte das gesagt...»
— Hier brach der Kontakt mit Moskau plétzlich ab. Radio Prag
versuchte an dem Abend noch mehrmals, der Ursache fiir die
Unterbrechung auf den Grund zu kommen - ohne Erfolg.
SchlieBlich lieB die Moskauer Telephonzentrale wissen, an Do-
brovskys AnschluB sei ein Defekt entstanden. Dieser Vorfall, der
sich vor den Ohren Tausender von Rundfunkhorern zutrug, er-
hielt am nichsten Tag — am 8. Mai - einen weiteren unangench-
men Beigeschmack, als Breschnew die Fiihrer der orthodoxen
Woarschauer-Pakt-Staaten — Ulbricht, Gomulka, Schiwkoff und
Kadar - zu einer Sonderkonferenz in Moskau empfing. Ruminien
und die CSSR erhielten keine Einladungen. Der Kreml hat schon
damals ernstlich MaBnahmen gegen Prag erwogen, allerdings nur
auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet; von einer militiri-
schen Intervention sei angeblich noch nicht die Rede gewesen.
Die Entschirfung der Spannung ist dem vermittelnden Eingreifen
des ungarischen Parteichefs Kadar zuzuschreiben. Dieser soll auf
dem Hohepunkt der Krise, wihrend des Gipfeltreffens in Moskau,
darauf gedrungen haben, vorliufig von Sanktionen gegen Prag
Abstand zu nehmen. Was immer dort besprochen wurde, in den
nichsten Tagen setzte eine Art Nervenkrieg ein, der offensicht-
lich darauf abgestellt war, Prag unter Druck zu setzen. Die An-
sicht, daB vor allem Ulbricht selbst in Moskau auf sowjetischer
bewaftneter Intervention bestanden habe, war in Prag weit ver-
breitet.

Nun wurden bewuBt und planmiBig aus Ostberlin Liigen und
Filschungen iiber die CSSR verbreitet. Die «Berliner Zeitung»
wiederholte mehrmals ithre von der Prager Presse bereits demen-
tierte Meldung, wonach unter dem Vorwand von Vorbereitun-
gen fiir Filmaufnahmen amerikanisches und westdeutsches Mili-
tirpersonal, ausgeriistet mit Panzern, in die Tschechoslowakei
eingeschleust worden sei®. :

Die Zeitung der tschechoslowakischen Gewerkschaften, «Pra-
ce», sah sich auch veranlaBt, sich mit den vorhin erwihnten Inter-
ventionsdrohungen General Jepischews zu befassen. Sie erklirte
dazu: «Wir wollen nicht behaupten, da unsere Beziehungen zur
UdSSR ohne Probleme sind. Neben wirtschaftlichen bestehen
auch politische. Zweifelsohne» — so fuhr die « Prace» fort — «zeigen
sich, und zwar nicht nur in der Sowjetunion, nach unserer Mei-
nung unbegriindete Befiirchtungen iiber mogliche antisozialisti-
sche Riickschlige. Diese Befiirchtungen werden offenbar nur den
Gang der Dinge widerlegen konnen. Die Meldung {iber die Aus-

* Radio Prag, 7. Mai 1968.
* «Berliner Zeitung», Ostberlin, 9. Mai 1968.
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fiihrungen des Genossen General Jepischew aber halten wir nicht
fiir glaubwiirdig. Es liegt doch im Interesse der Sowjetunion wie
auch der iibrigen sozialistischen Linder, mit der ‘neuen’ Tsche-
choslowakei die Bindungen zu festigen. Zudem muB es doch
jedem klar sein, dafBl irgendwelche ‘Hilfe zur Rettung des Sozia-
lismus’” keine Gruppe treuer Kommunisten anfordern kann.» Ab-
schlieBend wird die «Prace» recht konkret: « AuBerdem stellt jed-
wede militirische Intervention eine so abenteuerliche Politik dar,
daB es einfach unglaubwiirdig ist, daB sie irgendein Mitglied des
Zentralkomitees der KPASU erwigen konnte. Militirische Hilfe
‘zur Rettung des Sozialismus’” wiirde sich sinnfillig genau in ihr
Gegenteil verkehren. Sie wiirde nicht nur die Entwicklung des
Sozialismus in der Tschechoslowakei vernichten, sondern ihn auf
der ganzen Welt bremsen. Dies ist heute in allen sozialistischen
Lindern vollig klar®.» :

Zur Anheizung der Atmosphire trugen Meldungen aus War-
schau bei. Nach Berichten waren am 9. Mai mehrere westliche
Diplomaten auf den StraBen nach Krakau, Lublin und Terespol,
70 bis 100 km von Warschau entfernt, von Polizisten angehalten
und aufgefordert worden umzukehren, da sowjetische Truppen- -
teile auf polnischem Territorium entlang der Grenze zur CSSR
sich in westlicher Richtung bewegten. Das muBte nach einem
sowjetischen Aufmarsch aussehen. Die offizielle tschechoslowa-
kische Nachrichtenagentur CTK machte der Unsicherheit iiber
die Truppenbewegungen in Siidpolen am 10. Mai cin vorliufiges
Ende: es handle sich, so wurde mitgeteilt, um regulire Manover
des Warschauer Paktes, von denen Prag vorher unterrichtet ge-
wesen sei’. Das Gespenst einer militirischen Einmischung riickte
langsam in die Nihe des Moglichen. Marschall Iwan Konjew,
der auf einer Prager Massenversammlung am 9. Mai zur Feier
des 23. Jahrestages der Befreiung sprach, wies auf die besonders
exponierte Lage der Tschechoslowakei hin, die im Westen an
ein «kriegsliisternes Land mit territorialen Anspriichen» grenze.
Konjew erklirte ferner am 13. Mai in Kladno vor Arbcitern, die
Sowjetunion werde niemandem erlauben, die freundschaftlichen
Bande zwischen der Tschechoslowakei und der UdSSR zu zer- -
reiBen®.

Vier Tage spiter traf eine Delegation der Sowjetarmee in Prag
¢in, die von Verteidigungsminister Marschall Gretschko geleitet
wurde und der auch General Jepischew, Polithauptverwaltungs-
chef der sowijetischen Streitkrifte, angehorte; dieser soll schon
mit bewaffncter Intervention gedroht haben. Jepischew stellte,
als er auf dem Flugplatz von einer Reporterin des tschechoslowa-
kischen Fernschens nach dieser Drohung befragt wurde, kurz und
biindig fest: « Blédsinn!» Die hohen sowjetischen Militirs inter-
cssierten sich jedoch sehr intensiv fiir die innenpolitische Lage in
der CSSR®. Das Organ des tschechoslowakischen Schriftsteller-
verbandes, «Literarni listy», veroffentlichte iiberdies am 31. Mai
den Brief eines nicht namentlich genannten tschechoslowakischen
Soldaten, der zu erzihlen wuBte, seine Kaserne in Leitmeritz sei
von einem sowjetischen General Schadow besichtigt worden, der
bei dieser Gelegenheit gesagt habe, nach seinen Informationen

i’<«Pracc>>, Prag, 7. Mai 1968.

* CTK, Prag, 10. Mai 1968. Vergleiche auch «A Bit of Mancuvering»,
«Times», 17. Mai 1968.

* Radio Moskau, 13. Mai 1968.

* Zugleich tauchten Geriichte auf, die Delegation der Sowjetarmee
wolle von der CSSR dic Zustimmung zur Stationierung sowjetischer
Truppen und von Verbinden anderer Staaten des Warschauer Paktes an
der CSSR-Grenze crreichen. Verteidigungsminister Generaloberst Dzur
ging am 21. Mai, als er zum Besuch der Sowjets Stellung nahm, auf dicse
Geriichte gar nicht cin. Er erklarte sogar, da3 konkrete Fragen tiber-
haupt nicht besprochen worden seien. Radio PreBburg, 21. Mai. Ver-

gleiche auch «Besuch einer Delegation der Sowjetarmee», «Volkszei-
tung», Prag, 24. Mai 1968. i
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wollten reaktionire Krifte den ProzeB der Erncuerung gegen
den Sozialismus ausniitzen, doch sollten die wahren Kommuni-
sten des Landes keine Angst haben, da sie ja nur ein Zeichen zu
geben brauchten, um iiber die sowjetische Armee und andere
befreundete Armeen verfiigen zu kénnen.

Uber die sowjetzonalen Anweisungen zur psychologischen
Vorbereitung der militirischen Intervention wuBte bereits am
30. Mai die «Literarni listy» zu informieren. Die Verfasser be-
richteten von ostdeutschen Journalisten, die geheime Notizen
dariiber zur Verfiigung gestellt hitten, mit welchen Formulie-
rungen das sowjetzonale Parteiaktiv iiber die Lage in der CSSR
aufgeklirt beziechungsweise auf eventuelle MaBnahmen vorbe-
reitet werde:

«In der CSSR gewinnt die Konterrevolution die Oberhand.
Die Riickkehr zur Vorkriegsbourgeoisie wird sogar im Aktions-
programm der KPTsch gefordert, dessen Implikationen sich
gegen die Grundlagen des Sozialismus richten ... Die konter-
revolutioniire Politik trieb bereits unzihlige aufrechte Kommu-
nisten und loyale Sohne der Arbeiterklasse in den Selbstmord.
Die von den tschechoslowakischen Vertretern gegebene Ver-
sicherung der Freundschaft zur Sowjetunion und den iibrigen
sozialistischen Verbiindeten ist wertlos, denn diese Leute kon-
trollieren die Entwicklung nicht mehr. Die Kontrolle ist den Be-
horden in einem Male aus der Hand geglitten, das sogar die
Situation an der tschechoslowakischen Grenze unklar macht ...
Die Dinge gehen so weit, dal nicht mehr von einer internen
Angelegenheit der CSSR gesprochen werden kann. Das jetzige
tschechoslowakische Regime liBt Feinde in das Territorium des
‘Warschauer Paktes eindringen ... Im Falle der Intervention
[durch die sozialistischen Linder], die auch ein militirisches Ein-
greifen beinhalten kann, wiirden kollektive MaBnahmen ergrif-
fen.»

Stk

Bild 2. Die Okkupanten toteten fast hundert unbewaffnete Personen
und verletzten sicbenhundertzwei Biirger der CSSR.
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Solche Nachrichten konnten von Prag nicht einfach ignoriert
werden und hatten daher sicher ihren Anteil daran, daB sich der
Nervenkrieg langsam zuspitzte. Am 13. Mai schrieb Ervin Jiricek
in der «Prace», die Sowjetunion solle so energisch wie moglich
alle Geriichte tiber eine militirische Intervention der UdSSR
dementieren und verurteilen; es sei unangebracht, derartige Ge-
riichte durch unbesonnene Formulierungen und falsch termi-
nierte Aktionen wie die Truppenbewegungen in Siidpolen auch
noch zu férdern; Druck auf die Tschechoslowakei wiirde ledig-
lich die Bezichungen zwischen den- Verbiindeten verschlechtern.
Schon am 9. Mai hatte Petr Pithart im Radio Prag einen leiden-
schaftlichen Appell an die Sowjetunion gerichtet, die Wieder-
holung von Exkommunikationen wie der Jugoslawiens im Jahre
19048 oder gar die Wiederholung von Interventionen wie 1956
in Ungarn nicht zuzulassen.

Die Frage der eventuellen militirischen Intervention gegen die
CSSR wurde anliBlich der Reise einer tschechoslowakischen
Parlamentsdelegation (4. bis 15. Juni) unter der Fiihrung von
Parlamentsprisident. Josef Smrkovsky offen erwihnt. Als die
Mitglieder der Delegation von Parteichef Breschnew empfangen
wurden, beteuerte der sowjetische Parteifiihrer, die Sowjetunion
moge zwar gegeniiber der CSSR Fehler gemacht haben, aber
niemals habe in Moskau die Absicht bestanden, sich in die inneren
Angelegenheiten der CSSR einzumischen; er, Breschnew, habe
zu keiner Zeit entsprechende Weisungen erteilt, und die Sowjet-
union sei sogar bereit, dies vor einem internationalen Gericht zu
beweisen. Josef Zednik, einer der Begleiter Smrkovskys, der
diese bewegende Szene in einem Interview iiberlieferte, setzte
hinzu, der hohe Funktionir und Veteran des zweiten Weltkrieges
habe bei seinen Versicherungen tatsichlich Trinen in den Augen
gehabte!®,

Die zwielichtigen Manéver

Die Mandver der Warschauer-Pakt-Staaten unter dem Code-
wort «Sumava» (Bohmerwald) hatten an und fiir sich keine be-
sondere Publizitit verdient. Sie hitten urspriinglich zwischen
dem 20. und 30. Juni stattfinden sollen, und die Analyse miiB3te
laut Plan am 2. und 3. Juli abgeschlossen werden. Sie fanden je-
doch in einem Zeitpunkt statt, als man schon nicht mehr im un-
gewissen dariiber war, ob auf die CSSR ein Druck ausgeiibt
werde. Als sich am 25. Mai herausstellte, daB die tschechoslowa-
kische Regierung ihre Zustimmung zu Mandvern von Streit-
kriften des Warschauer Pakts auf tschechoslowakischem Boden
gegeben hatte, wandte sich sofort die Aufmerksamkeit der Welt-
offentlichkeit nach der CSSR. Marschall Iwan Jakubowski, der
Oberkommandierende der Warschauer-Pakt-Streitkrifte betonte
bereits vor den Mandvern in einem Interview mit der «Rude
Pravo»: «Die Kommandostabsiibungen werden sich wesentlich
von dem im September 1966 durchgefiihrten bekannten Manover
«Moldau» unterscheiden. Es handelt sich darum, daB3 das Manover
«Moldau» keine Kommandostabsiibung war. Es war eine grofe
Ubung, an der starke Truppenverbinde von vier verbiindeten
Armeen — der tschechoslowakischen, der ungarischen, der sowje-
tischen und derjenigen der DDR - teilgenommen haben. Bei der
bevorstehenden Ubung sind die Truppen nur zur Markierung
und Sicherung anwesend ... In den geplanten Kommandostabs-
tibungen sollen Kommandanten und Stibe sowie Nachrichten-
und Sicherungskrifte und -mittel von den Armeen der CSSR,
der Ungarischen Volksrepublik, der Volksrepublik Polen, der
DDR und der UdSSR herangezogen werden. Die Ubungen
werden auf dem Territorium Polens, der CSSR, der DDR und
der UdSSR abgehalten'! »

' «Lidova Demokracie», Prag, 17. Juni 1968
" «Rude Pravo», 18. Juni 1968.
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Die Informationen von Marschall Jakubowski haben sich bald
als falsch und irrefithrend erwiesen. Die Manovertitigkeit traf
nicht nur mit den gegen die CSSR. getroffenen MaBBnahmen zu-
sammen, die eine offene Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten eines Mitgliedlandes des Warschauer Paktes darstellten,
sondern sie erwies sich als eine Vorbereitung zur Okkupation
dieses Landes. Die durch diese Manover verursachten Verluste
an Glaubwiirdigkeit waren mit Beginn dieser Handlungen un-
vergleichlich groBer als die bezweckten militirischen Vorteile.

Die Besorgnisse der tschechoslowakischen Bevolkerung er-
hielten die erste Nahrung, als die sogenannten Mandvertruppen
bereits Ende Mai — also in einem ungewdohnlichen Zeitpunke,
mehr als 3 Wochen vor Mandéverbeginn — die Grenze iiber-
schritten.

Sie brachten ebenfalls merkwiirdigerweise starke Panzerein-
heiten und mobile RaketenabschuBSrampen mit. Die wachsende
Unruhe in der Offentlichkeit versuchte man mit falschen Infor-
mationen zu zerstreuen. Als am s. Juni die «New York Times»
die Ankunft sowjetischer Panzer in der CSSR mitteilte, gab am
nichsten Tag Generalmajor Josef Cepicky, Presseoffizier der
Manover, ein geharnischtes Dementi ab. Er stellte am 7. Juni in
einem Interview mit der PreBburger «Pravda» fest, daBl iiberhaupt
nur «ein paar hundert Soldaten» an den Mandvern beteiligt und
daB die Geriichte iiber sowjetische Panzer in der CSSR «reine
Erfindung» seien.

Entgegen der vorherigen offiziellen Informationen fiihrte man
die wichtigsten Mandverhandlungen nicht auf dem Gebiet der
angegebenen vier Staaten, sondern fast einzig und allein auf dem
tschechoslowakischen Hoheitsgebiet durch, wo auch der Stab des
Oberkommandierenden der Warschauer-Pakt-Streitkrifte, Mar-
schall Jakubowski, lag. Dies war bei einer nach Generalstabs-
karten geleiteten Kommando- und-Stabsiibung cigentlich nicht
erforderlich, aber sic entsprachen den Plinen der spiteren Aggres-
soren.

Marschall Jakubowski sprach als verantwortlicher Leiter der
Kommandostabsiibungen von Truppen, die «nur zur Markierung
und Sicherheit» anwesend seien. Laut offizieller Meldung nahmen
rund zweihundert Generile und hohe Offiziere sowie der Staats-
prisident Svoboda und Parteichef Dubcek an den Mandvern
teil'?. Dagegen 4Bt sich feststellen, daB die Sowjets ihren Ver-
biindeten iiber die tatsichliche Stirke der Mandévertruppen nie
informiert haben. Heute wissen wir, daB bei den «Sumavar-
Manévern in der Regel cin sowjetisches Bataillon eine Division

markiert hat. Bei den bisherigen gemeinsamen Kommandostabs- -

tibungen der Warschauer-Pakt-Staaten war es jedoch iiblich, einc
Division nur durch cinen Zug markieren zu lassen. Die Tsche-
choslowaken sahen sith gezwungen, angesichts der offensichtlich
irrefithrenden Angaben des Stabes der Vereinten Streitkrifte die
genaue Stirke der angeblichen «Kommandanten und Stibe» so-
wie die Markierungs- und Sicherungstruppen durch ihre Spio-
nageabwehr ermitteln zu lassen. Sie bestanden in Wirklichkeit
aus 16 ooo Soldaten, 4500 Fahrzeugen, 70 Panzern, 40 Verbin-
dungsflugzeugen, einem «MiGr»-Geschwader, einem Einsatzge-
schwader und 20 Hubschraubern. Die Teilnahme von Truppen
in einem solchen AusmaB war bei einer Ubung von Komman-
danten und Stabsoffizieren keineswegs erforderlich.

Die Annahme, daB die Mandver eine Art des Drucks auf dic
Tschechoslowakei darstellten, hat sich ferner durch die sonder-
baren Umstinde des Abzugs der Mandvertruppen bestitigt. Am
28. Juni gab das tschechoslowakische Verteidigungsministerium
bekannt, die Mandver wiirden plangemill am 3o. Juni abge-
schlossen werden. Tatsichlich meldeten die Nachrichtenmedien

'* CTK, Prag, 5. Juni 1968.
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der Teilnehmerlinder am 30. Juni die erfolgreiche Beendigung
der Ubungen. Am frithen Morgen des 1. Juli allerdings zog TASS
ihre Meldung ohne jede Erklirung zuriick. In Moskau erklirte
man, daB «die Stabsmandver des Warschauer Paktes in der CSSR
fortgesetzt werden». Das Verteidigungsministerium der CSSR
dementierte. Laut CTK erklirte Generalmajor Cepicky am Nach-
mittag, die Manover seien entgegen anderslautenden Berichten
am Sonntag, dem 30. Juni, zu Ende gegangen. Dieser Bericht
der CTK wurde am selben Abend von Verteidigungsminister
Dzur bestitigt. Cepicky verkiindete am 3. Juli auf einer Presse-
konferenz, die Mandver seien am 30. Juni «endgiiltig» beendet

worden und die ersten auslindischen Truppen wiirden in den

nichsten 2 bis 3 Tagen das Land verlassen. Am 8. Juli jedoch
sagte Verteidigungsminister Dzur, bis jetzt hitten nur 35%, der

auslindischen Mandovereinheiten das Land verlassen. Eine andere

Version lieferte Oberstlt Frantisek Kudrna am 11. Juli. Gegen-
tiber der slowakischen Zeitung «Lud» duBerte er, Marschall Jaku-
bowski habe den Befehl zum Riickzug noch nicht erteilt, weil

antisowjetische Flugblitter den Argwohn des Sowjets erregt -

hitten. Am 11. Juli gab jedoch das gemeinsame Oberkommando
zum zweitenmal offiziell den AbschluB der Manver bekannt!3.

Allerdings fehlte in der Meldung der Hinweis auf die Riickkehr

der Stibe. Am 15. Juli hieB es im Fernsehen, der Abzug verzogere

sich wegen des starken Touristenverkehrs bis zum 21. Juli'*. Am

22. und 25. Juli meldete Radio Prag den Abzug gewisser Trup-

penteile aus der CSSR, stellte aber fest, daf3 sich noch immer

mehrere hundert sowjetische Soldaten in der CSSR aufhalten.
Das Tauziechen um den Abmarsch der Mandvertruppen hat so-
wohl die Stimmung der tschechoslowakischen Bevolkerung als
auch die Offentlichkeit der benachbarten Staaten mit tiefer Be-
unruhigung erfiillt. Heute wissen wir, dafBl sich in diesem Zeit-
punkt noch mehrere tausend Sowjetsoldaten in den Wildern der

Slowakei aufhiclten. Thr endgiiltiger Riickzug erfolgte erst am
11. August, 42 Tage nach dem AbschluB der «Manéver». Thr |
Verbleiben auf dem Hoheitsgebiet der CSSR diente einzig und
allein der Vorbereitung der Intervention.

Bild 3. Abendappell bei den sowjetischen Interventionstruppen bei Prag.
Dic besten Soldaten erhalten Schokolade und Zigaretten.

" Am 11. Juli verlangte Dubceek nach einem Telephongesprich mit
Breschnew von Marschall Jakubowski die schriftliche: Abmeldung.
Jakubowski versprach, vom 13. bis 16. Juli den Abmarsch abzuschlicBen.
Dic Ostberliner Junge Welt» meldete am 12. Juli 1968: «Stabsiibung
beendety

" Generalleutnant Prchlik erklirte an ciner Pressckonferenz, am 21.
Juli solle die Riickfithrung der verbiindeten Truppen abgeschlossen scin.
«Prager Volkszeitung», 19. Juli 1968.
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Der Warschaner Pakt in tschechoslowakischer Sicht

In dieser bis zum letzten gespannten Atmosphire hatte General
Prchlik, der Leiter der 8. ZK-Abteilung fiir Armee- und Staats-
verwaltung, am 15. Juli in einer Pressekonferenz zur Rechtslage
des Warschauer Vertrages Stellung genommen'>. Im Warschauer
Vertrag existieren nach seinen Ausfithrungen keine Bestimmun-
gen, die einzelnen Parthern das Recht geben, nach eigenem
Ermessen militirische Einheiten in die Linder ihrer Bundes-
genossen zu dislozieren. Die Priambel und Artikel 8 des Vertra-
ges verpflichteten die Mitglieder zu gegenseitiger Achtung ihrer
Souverinitit und Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten der anderen. Bis jetzt besteht allerdings das Kommando
ausschlieBlich aus sowjetischen Marschillen, Generilen und
Offizieren. Die iibrigen Signatare entsenden nur ihre Vertreter
in der Rolle von Verbindungsoffizieren. Die Verteidigungs-
minister der einzelnen Linder sind Stellvertreter des Ober-
befehlshabers Marschall Jakubowski und als solche an seine
Entscheidungen gebunden. Dariiber hinaus miisse der Politische
BeratungsausschuBl zu einem «regelmiBig, zielstrebig und syste-
matisch arbeitenden Organ» entwickelt werden. Bisher habe
dieses Gremium mnur «sporadisch» gearbeitet und darum die
«Erfillung seiner Funktion verfehlt». «Wenn der Ausschul3 nach
unseren Vorstellungen verfiihre, wiirde er objektive Bedingun-
gen schaffen, die sicherstellen, dafB3 es auch im System der alliierten
Kommandos nicht zur Unterordnung militirischer Aspekte
unter die politischen kommen kann.» Ferner setzte sich General-
leutnant Prchlik fiir die Schaffung «klarer Garantien» innerhalb
des Paktsystems ein, welche nach seiner Vorstellung «verhin-
dern» sollen, daB «individuelle Gruppierungen von Mitgliedern»
sich zu «sozusagen fraktionistischen Aktivititen innerhalb der
Koalition» zusammentun konnen, denn dies fithre in letzter
Konsequenz zum VerstoB gegen die Grundlagen des Biindnisses,
namentlich gegen die Souverinitit und das Prinzip der Nicht-
cinmischung. «Im Warschauer Pakt sollten qualitative Anderun-
gen vorgenommen werden», verlangte Prchlik. «Die Organisa-
tion und Verteilung der Pflichten spicgelt noch immer die Zeit
wider, in der der Pakt abgeschlossen wurde. Die Gleichheit aller
Partner sollte mehr zum Ausdruck kommen. Darum haben wir
bereits wiederholt Abinderungsantrige gestellt, die darauf hin-
ziclen, den iibrigen Verbiindeten ein groBeres Mitentscheidungs-
recht cinzuriumen.» SchlieBlich deutete der General noch an,
daB die CSSR mit diesen Anderungenswiinschen nicht allein
stehe, vielmehr zeige sich «eine Differenzierung der Standpunkete,
und das miissen wir meiner Meinung nach auszunutzen wissen».

Die Vermutung, daBl hier Prchlik mehr als nur seine person-
lichen Ansichten geiuBert hat, wird dadurch bestitigt, dal3
«Rude
(16. Juli) ebenfalls «Vorschlige iiber die Zusammensetzung des
gemeinsamen Oberkommandos» befiirwortet hat. Ferner deutete
er an, sein Land erachte als wiinschenswert, daB8 innerhalb des

Verteidigungsminister Dzur im Parteiorgan Pravo»

Biindnisses «weitere Gremien» ins Leben gerufen wiirden, damit
alle Fragen der gemeinsamen Verteidigung einer «objektiveren
Diskussion» unterzogen werden konnten. Durch die «Formu-
lierung ciner eigenen Militirdoktrin» wolle die CSSR «ihren
cigenen theoretischen Beitrag» leisten. Eine Woche spiter
(23. Juli) fand sich das Zentralorgan des sowjetischen Verteidi-

'* Ebenda.

* «Roter Stern» hob hervor, daB Prchliks AuBerungen ein Zeichen
fiir die Gegner des Warschauer Vertrages waren, dic die CSSR aus der
sozialistischen Lindergemeinschaft lostrennen wollen. So verdffentlichte
dic Zeitung «Zemedelske Noviny» einen Artikel, in dem die Erklirung
von Prchlik als auBerordentlich interessant vom Standpunkt der «Souve-
ranitit> der CSSR bezeichnet wurde. Er «erging sich in Verleumdung
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gungsministeriums, «Roter Stern», imstande, die «glatten Ver-
leumdungen» zuriickzuweisen, die der General gegen den
Warschauer Vertrag und das Verhiltnis unter seinen Mitgliedern
vorgebracht habe!®. Zwei Tage spiter beschloB das Prisidium
des Zentralkomitees der KPTsch die Abschaffung der Militir-
abteilung im Zentralkomitee, dessen Leiter Prchlik war. Er
wurde in den aktiven Militirdienst zuriickversetzt.

Die Vorbereitung der militarischen Intervention

Wihrend die militirischen Vorbereitungen zur Intervention
bereits auf vollen Touren gelaufen sind, hat die politische
Fiihrung der orthodoxen Warschauer-Pakt-Michte ihre erste
ultimative Forderung nach der Warschauer Konferenz vom
14. und 15. Juli in einem Drohbrief an die Fiihrung der CSSR
zum Ausdruck gebracht. Der Warschauer Brief proklamierte
das Interventionsrecht der Warschauer-Pakt-Staaten und be-
hauptete, dafl in der CSSR «eine fiir ein sozialistisches Land un-

2
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Bild 4. Das vom sowjetischen Hauptmann Kukarenko entdeckte Waffen-
arsenal im Landwirtschaftsministerium in Prag. Die Waffen der «Konter-
revolutionire» sind in Wirklichkeit Waffen der tschechoslowakischen
Volksmiliz.
annehmbare Situation entstanden» ist und «die Interessen des
ganzen sozialistischen Systems bedroht» werden. Die Vorwinde,
anter denen ein militirisches Eingreifen jederzeit vonstatten
gehen konnte, waren nunmehr eindriicklicherweise niedergelegt.
Zu diesem Zeitpunkt waren die sowjetischen Truppen eigentlich
zur Intervention bereit. Aber durch die Erklirung der KPTsch,
zu bilateralen Verhandlungen bereit zu sein, wurde die zwischen
Moskau, Warschau und Ostberlin nach Abfassung des ersten
Ultimatums an Prag vercinbarte Planung fiir cine Intervention
zwischen dem 13. und 25. Juli fallengelassen. Sie sah die Mobili®
sicrung der prosowjetischen Teile von Armee, Volksmiliz und

der Organisationsprinzipien des Vereinigten Kommandostabes, der ge-
genseitigen Bezichungen unter den Kommandanten und Stiben der
Streitkrifte des Warschauer Vertrages», schrieb «Roter Stern». «Er
sagte beleidigende Unwahrheiten iiber die Offiziere und Generile der
tschechoslowakischen Armee und anderer Bruderarmeen, die, wenn man
Prchlik glauben sollte, iiber ‘keinerlei Vollmachten’ verfiigen.» «Roter
Stern», Moskau, 23. Juli 1968.
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Geheimpolizei vor, denen die ohnehin im Lande weilenden
starken Mandvertruppen des Warschauer Pakts zu Hilfe ge-
kommen wiren. Diese MaBnahme hitte mit der Einsetzung einer
Quislingregierung geendet. Als direkter Grund des Einmarsches
hat man auf Geheimdienstebene eine Reithe von Tatarentricks
vorbereitet.

Das Moskauer Sonderkomitee hat fiir die Bearbeitung ge-
wisser Operationsgebicte auch das Ostberliner Ministerium fiir
Staatssicherheit eingeschaltet, das zum Teil iiber bessere Ver-
bindungen verfiigte als das Moskauer KGB. Zu diesen Aktionen
gehorten die Hetzflugblitter, die nach dem Warschauer Treffen
in den Stidten der CSSR verbreitet wurden und als deren
Herkunftsland einwandfrei die DDR ermittelt wurde. Dazu
gechorten auch die angeblich aus den USA und der Bundes-
republik Deutschland stammenden «Waffen fiir Konterrevolu-
tionire», die nach Ermittlung tschechischer Sicherheitsorgane
von Agenten des sowjetischen Spionagedienstes eingeschmuggelt
worden waren. Die fiinf Rucksicke mit der Aufschrift «Nordwest
Orial Pack» seien bei Sokolovo versteckt worden. Am Tag nach
dem Bekanntwerden war in der Sowjetunion und in Bulgarien
bereits von mehreren Waffenfunden an «mehreren Orten» die
Rede; dies wurde von Innenminister Pavel umgehend zuriick-
gewiesen'”. Im Rahmen dieser Aktion berichtete am 19. Juli die
Moskauer «Prawda» ausfiihrlich iiber einen vom Pentagon und
der CIA ausgearbeiteten «sogenannten hochgeheimen Opera-
tionsplan». Die US Army sollte danach die DDR und die CSSR
erobern'®. Das «Neue Deutschland» sprach am 22. und 24. Juli
schon von eciner massiven Intervention der Imperialisten in die
inneren Angelegenheiten der CSSR. Da die ruminische Fiihrung
von den Interventionsabsichten der orthodoxen Warschauer-
Pakt-Staaten rechtzeitig Informationen erhalten hatte und die
Situation bereits fiir bedrohlich hielt, nannte sie die Dinge bald
beim Namen. Am 15. Juli erklirte Ceausescu in Galatz, der
Warschauer Pakt sei von Anbeginn und seiner Natur nach ein
Militirbiindnis gegen ectwaige Angriffe von auBen: «Niemals
hat jedoch irgend jemand daran gedacht, den Warschauer Ver-

'" Die Londoner « Times» berichteten am 9. August, es habe einen Plan
der UdSSR und der DDR gegeben, Mitte Juli in die CSSR einzumar-
schieren. Die Meldung iiber den Waffenfund sollte den Vorwand dafiir
liefern. — Am 3. September 1968 befaBten sich die CSSR-Zeitungen mit
der sowjetischerseits immer wieder angefiihrten Angelegenheit des an-
geblich westdeutschen Waffenverstecks bei Sokolovo, die bereits im Juli
als Alibi fiir die spitere Intervention hochgespiclt worden war. Das
Dementi hat folgenden Wortlaut: «Sicher gibt es bei uns kaum jemanden,
der die vor ciniger Zeit aufgebrachte ‘Affire’ tiber die Waffenfunde im
Bezirk Sokolovo vergessen hitte. Diese Angelegenheit hat im Ausland —
in der Presse der fiinf sozialistischen Linder — viel Staub aufgewirbelt.
Was aber ist der Tatbestand beziiglich dieses Fundes von Maschinen-
pistolen und Pistolen im Gewicht von insgesamt 200 kg ? Unsere Partci-
delegation hat damals zu den Beratungen in Schwarzau an der Theif3 dic
Dokumente tiber diec Waffenfunde im Bezirk Sokolovo mitgenommen.
Uber die diesbeziiglichen Ergebnisse der Beratung haben wir aus Hoflich-
keitsgriinden nichts veroffentlicht. Heute konnen wir aber mitteilen, was
die Sachverstindigen und die griindliche Untersuchung festgestellt haben :
Die Waffen wurden von Mitgliedern des sowjetischen Spionagedienstes
dorthin gelegt, wo sie aufgefunden wurden. Uber diese Tatsache wurde
auch Breschnew informiert.» «Uj Szo», PreBburg, 3. September 1968.

'* Unter der Uberschrift « Abenteuerliche Pline des Pentagons und der
CIA» berichtete die Moskauer «Prawda» am 19. Juli 1968 iiber Geheim-
pline der USA zur Vorbereitung einer Aggression in Europa. In dem
Artikel iiber diese Pline hieB es, daB3 die NATO benutzt werde, «Sonder »-
Operationen sogar gegen eigene Verbiindete vorzubereiten und sie bei
«Krisensituationen» an der Stange halten zu konnen. Die Front aber
bleiben fiir das Pentagon und die CIA nach wie vor die Grenzen der
sozialistischen Staaten, gegen die sich die Speerspitze der Aggressivitit
der NATO richtet. Es geht darum, mit Hilfe ideologischer und politischer
Mittel im Zusammenwirken mit geheimen subversiven MaBnahmen die
sozialistische Gesellschaft «ins Wanken zu bringen!»
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trag als einen Vorwand fiir die Rechtfertigung ciner Einmischung
in dic inneren Angelegenheiten anderer Staaten aufzufassen. Dic
Losung der internen Probleme ist ausschlicBlich Sache der Partei
und des Volkes des betreffenden Landes; jede Einmischung ist
dazu angetan, der Sache des Sozialismus zu schaden'®.»

Das rechtzeitige Bekanntwerden der ersten  sowjetischen
Interventionspline gegen die CSSR trug zur Formierung des
Widerstandes in weiteren Parteien der kommunistischen Welt-
bewegung bei. Der franzésische KP-Chef Waldeck-Rochet und
zwei Vertreter der italienischen Kommunisten cilten nach Mos-
kau, um den Sowjets klarzumachen, welch katastrophale Folgen
eine militirische Intervention fiir ihre Parteien hitte. Auch die
osterreichische, die britische, die schweizerische und die skandi-
navischen kommunistischen Parteien haben sich 6ffentlich mit
der KPTsch solidarisch erklirt.

Zur Verschirfung des Drucks setzten die Sowjets auch Mittel
der psychologischen Kriegfithrung ein. Man sctzte in der Presse
immer hiufiger die Ereignisse in Prag mit denen von Budapest
1956 gleich. Die Massenmedien wiederholten die bekannte
Argumentation von US-Globalstrategie und schleichender Kon-
terrevolution. Personlichkeiten wurden
beschuldigt, die CSSR in Abhiingigkeit vom Westen zu bringen.
Gleichzeitig begann eine Reihe von gigantischen Mandvern an
der Westgrenze der Sowjetunion, in denen spiter die DDR,
Polen und auch Ungarn einbezogen worden.

Tschechoslowakische

1. Kommandostabsiibung «Nord» (Sewer) vom 11. bis 19.Juli
1968 unter der Leitung des Oberkommandierenden der sowje-
tischen Kriegsflotte, Flottenadmiral S. Gorschkow.

2. Mandver «Njemen» der riickwirtigen Dienste der Sowjet-
armee in den Westgebieten der Sowjetunion von der Ostsee bis
zu den Karpaten in den Sowjetrepubliken RuBland, Ukraine,

. WeiBruBland und Lettland vom 23. Juli bis 10. August 1968

unter der Leitung Armecgenerals Marjachin?’.

3. Luftabwechrmandver «Himmelsschild» vom 2s. Juli bis
31. Juli unter der Leitung des Befehlshabers der sowjetischen
Luftabwehr, Marschall Batizki?!'.

' «Romania libera», Bukarest, 16. Juli 1968.

** Bei der Auswertung wiirdigte der Leiter der Ubung, Armeegeneral
Scrgej Marjachin, Stellvertreter des Ministers fiir Verteidigung der
UdSSR, die exakte Arbeit der Abteilungen und Einrichtungen der
riickwirtigen Dienste sowie ihre Fihigkeit zur reibungslosen Versorgung
der Truppen unter komplizierten Bedingungen. «Neues Deutschland»,
Ostberlin, 12. August 1968. — «Ihrem AusmaB nach ist diese Ubung eine
der groBten, die von der Sowjetarmee jemals durchgefiihrt worden ist»,
erklirte der Chef des Stabes der riickwirtigen Dienste, Generalleutnant
M. Nowikow. Unter den Bedingungen des modernen Krieges, an dem
Millionenarmeen beteiligt sein konnen, erlange die Truppenversorgung
eine grofere Bedeutung als in der Vergangenheit und stelle an die Stibe
und Truppen der riickwirtigen Dienste hochste Anforderungen. «Ro-
ter Stern» hob hervor, daB8 die Reservisten, die praktisch iiber Nacht
einberufen und ohne Vorbereitung und Zwischenaufenthalt ins Manover-
gebiet gebracht worden waren, die Aufgaben gut bewiltigt hitten.
«Neues Deutschland», Ostberlin, 31. Juli 1968.

' Die groBe sowjetische Luftverteidigungsiibung «Himmelsschild»
ist beendet worden, meldete Tal am 31. Juli 1968. Sie dauerte mehrere
Tage und erfaBite ein bedeutendes Territorium der UdSSR. Die Ubung
diente dazu, die Fihigkeit der Einheiten zu iiberpriifen, Kampfhand-
lungen gegen einen starken, gut ausgeriisteten und heimtiickischen Geg-
ner zu fiithren und ihn zu vernichten. Sie wurde vom stellvertretenden
Verteidigungsminister und Oberbefehlshaber der Luftverteidigung der
UdSSR, Marschall Batizki, geleitet. An « Himmelsschild» hatten verschic-
dene Waffengattungen, darunter Raketeneinheiten, Fliegerkrifte und
funktechnische Truppen, teilgenommen. Modernste Flabraketenkom-
plexe, mit Raketen ausgeriistete Allwetterjiger, weitreichende FunkmeB3-
stationen, Computer und andere Technik waren zum Einsatz gekommen.
«Neues Deutschland», Ostberlin, 1. August 1968
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Bild 5. Gemeinsame Kommandostabsiibung «Norden»: Panzer der so-

wjctischen Marineinfanterie verlassen Landungsschiffe der baltischen Rot-

bannerflotte. Zu den Elementen moderner Seckricgfithrung, die bei der

Ubung geprobt wurden, gehorten groBangelegte Landceoperationen, bei

denen Marincinfanteric und motorisierte Schiitzencinheiten mit Panzern,

Schiitzenpanzerwagen und anderer Ausriistung in Landungsschiffen her-
angefiihrt und am Ufer abgesetze wurden.

4. Am 11. August begannen im siidlichen Teil der DDR, in
Polen und in der Ukraine Mandver von Nachrichteneinheiten
der Sowjetarmee, der NVA und der polnischen Volksarmee?2.

s. Am 15. August gab Radio Budapest bekannt, daB dic
ungarische Volksarmee mit den in Ungarn stationierten sowjeti-
schen Truppen gemeinsame Mandver veranstaltet.

Ungewohnlich war neben anderen Umistinden auch die
Jahreszeit dieser Mandver. Die Ernte war voll im Gange. Die
Einberufung von Reservisten und Requisitionen von Lastkraft-
wagen wie Personenwagen diirften den Kolchosen und Sowcho-
sen der betroffenen wichtigen Landwirtschaftszonen hochst un-
gelegen gekommen sein. Dies beweist erncut, daB3 die sowjetische
Fiihrung nach wie vor 6konomische Erfordernisse ihren militar-
politischen Erwigungen rigoros unterordnet. In Prag betrachtete
man damals dic Mandver an der gesamten Westgrenze der
Sowjetunion als «nicht in erster Linie» gegen die CSSR gerichtet.
«Nach ihrer Spannweite und threm MaBstab ist es cine der
groBeren Ubungen, die jemals in der Sowjetarmee durchgefiihrt
wurden», betonte «Roter Stern» am 25. Juli. Sie sollen dem
Zweck dienen, die Fihigkeit der Truppen zu Kampfhandlungen
unter modernen  Verhiltnissen und zur  Vernichtung eines
starken, technisch ausgeriisteten Gegners zu priifen. Den sowjeti-
schen Berichten zufolge kam es offenbar bei den von langer Hand
geplanten Mandvern in erster Linie darauf an, die militirische
Mobilisierung des Landes zu iiben. Dies lieB sich auch aus
Meldungen Zeitungen Ein
Dogma der NATO ist allerdings durch diese gigantischen Mano-
ver ins Wanken geraten. Die Annahme, daB man es Wochen

der sowjetischen kombinieren.

vorher wissen werde, wenn die Sowjetunion ihre Truppen zu
ciner Aggression gegen den freien Teil Europas formieren wird.
Wie nun glinzend bewiesen wurde, kann die UdSSR in der Tat
buchstiblich iiber Nacht eine betrichtliche - Verstirkung ihrer
Streitkrifte vollzichen, ohne daB die Nachrichtendienste der
NATO ctwas davon merken. In Wirklichkeit haben nicht etwa

** Wic aus dem Stab der Vereinten Streitkrifte des Warschauer Ver-
trages bekannt wurde, beginnen am 11. August im Siiden der DDR, in
Polen und in den westlichen Gebiceten der Ukrainischen SSR gemeinsame
Ubungen der Nachrichtentruppen. Bei den Ubungen werden moderne
technische Fithrungsmittel eingesetzt, welche den Kommandanten und
Stiben gestatten, das Zusammenwirken und eine prizise Truppenfithrung
bei der Erfiillung der Gefechtsaufgaben unter komplizierten Lagebedin-
gungen zu gewihrleisten. «Neues Deutschland», Ostberlin, 11. August
1068.
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dicse, sondern lediglich die spirlichen Mitteilungen der sowjeti-
schen Zeitungen iiber das unterrichtet, was in den westlichen
Gebieten der UdSSR passierte. Die Truppen konnten mit er-
hohter Schnelligkeit unter dem Tarnmantel einer Mandver-
iibung nach Ostdeutschland befordert werden. Schneller auf
jeden Fall, als die amerikanischen Truppen, die aus Europa ab-
gezogen wurden, dorthin wieder durch «Big lift» zuriickge-
bracht werden kénnen. Mithin machten die sowjetischen Mano-
ver klar, da8 die NATO-Konzeption, die sich auf die Voraus-
setzung ziemlich langer Warnfristen griindet, auf falschen In-
formationen und politischem Wunschdenken beruht. AuBerdem
ist evident geworden, daB tiber Nacht eine Konstellation ent-
stchen kann, in der der Westen auf Grund militirisch vollendeter
Tatsachen der Sowjets in entscheidenden politischen Fragen
cbenso nachzugeben gezwungen sein wird, wie dies bei Dubcek
der Fall war. Wihrend sich in Schwarzau an der TheiBl und in
PreBburg die tschechoslowakischen Fiithrer mit dem gesamten
Politbiiro der KPdSU um die kleine Freiheit feilschten, weiteten
die Sowjets die Manover der Warschauer-Pakt-Staaten in einen
Aufmarsch gegen die Tschechoslowakei aus.

Die Sowjetarmee hatte Anfang August zur Durchfithrung der
Interventionspline ein komplettes militirisches Fiihrungsnetz in
die Tschechoslowakei infiltriert und Vorbereitungen zur Kon-
trolle der legalen tschechoslowakischen Nachrichtenmittel ge-
troffen. Zur Ausfithrung dieser Pline in der CSSR waren sowje-
tische Soldaten als Touristen verkleidet in allen moglichen
offentlichen Verkehrsmitteln, einschlieBlich Omnibussen und
Linienmaschinen der «Aeroflot», in die CSSR eingeschmuggelt
worden. Etwa 5000 sowjetische Personenautos vom Typ
«Wolga» mit Polizeifunkgeriten von 100 km Sendeweite hatten
die tschechoslowakischen Grenzen von verschiedenen Nachbar-
staaten her iiberquert und bildeten die Basis des iiber die gesamte
CSSR gebreiteten sowjetischen Befehlsnetzes. Fiir die sowjeti-
schen Mand&vertruppen in der CSSR wurde schon Anfang August
die vielsagende Parole ausgegeben, «den Sozialismus iiberall zu
verteidigen». Statt abzuziehen, verteilten sich diese Truppen in den
bohmischen und mihrischen Gebirgswildern. Die tschechoslowa-
kischen Stellen haben mehrere Angehdrige des heimischen Ab-
wehrdienstes entlassen, weil sie unzureichend iiber die sowjeti-
schen Truppenbewegungen berichtet hatten. Mindestens vier
starke sowjetische Rundfunksender waren aus der UdSSR in das
Gebiet der CSSR eingeschleust worden. Sie hitten am Tag X
sowohl simtliche Sendungen des tschechoslowakischen Rund-
funks storen als auch eigene Sendungen fiir die tschechoslowa-
kische Bevolkerung ausstrahlen konnen. Der tschechoslowaki-
sche Geheimdienst schaltete den Sowjetsendern, die von ihm
ausgemacht wurden, sofort den Strom ab.

Das Oberkommando der Warschauer-Pakt-Streitkrifte wollte
ganz auf Nummer Sicher gehen. Es sorgte noch im allerletzten
Moment fiir ein Tiuschungsmandver. Auf Grund seiner An-
weisung wurde eine Ubung der tschechoslowakischen Volks-
armee fiir den 21. und 22. August veranstaltet. Sie diirfte lediglich
den Zweck gehabt haben, wesentliche Einheiten der tschecho-
slowakischen Streitkrifte in Gebieten zu konzentrieren, in denen
sie dem Einmarsch nicht hinderlich sein wiirden, und den
tschechoslowakischen Generalstab mit der Vorbereitung dieser
Ubungen abzulenken.

Nach diesen umfangreichen und prizisen MaBnahmen gibt
uns schlieBlich der Reiseplan des sowjetischen Verteidigungs-
ministers Gretschko ein Bild von den fieberhaften Vorbereitun-
gen. Marschall Gretschko traf am 13. August in Begleitung des
Polithauptverwaltungschefs der sowjetischen Streitkrifte, Ar-
meegeneral Alexej Jepischew, bei der Gruppe der in der DDR
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stationierten Truppen ein. Er fiihrte dort Gespriche mit dem
Oberkommandierenden der Warschauer-Pakt-Streitkrifte, Mar-
schall Iwan Jakubowski, und dem Befehlshaber der sowjetischen
Streitkrifte in der DDR, Marschall Pjotr Koschewoi, sowie mit
dem DDR-Verteidigungsminister, Armeegeneral Heinz Hoff-
mann, und dem Polithauptverwaltungschef der NVA, Admiral
Waldemar Werner. Nach den Besprechungen besuchte Gretschko
am 15. August die Nordgruppen der sowjetischen Streitkrifte
unter General Iwan Schadow. Am nichsten Tag traf Gretschko
in Stidwestpolen ein, wo er mit dem polnischen Generalstabs-
chef, Boleslaw Chocha, dem stellvertretenden Verteidigungs-
minister T. Tuszapski und dem ersten Stellvertreter des Leiters
der zentralen politischen Abteilung der polnischen Volksarmee,

“* Armeegeneral Schtemenko, 61, war scit 1943 Leiter der operativen
Verwaltung des Generalstabes der Sowjetarmee, seit 1950 Generalstabs-
chef und Inhaber anderer verantwortlicher Posten im sowjetischen Ver-

teidigungsministerium. Er war nach dem Tode Stalins seines Postens als
Generalstabschef enthoben und degradiert worden. Derzeit ist er erster

General ]J. Czapla, konferierte. An den Gesprichen nahm auch
der neue Generalstabschef der Warschauer-Pakt-Truppen,
General Sergei Schtemenko, teil, der bereits am 13. August mit
Chocha im Mandvergebiet zusammengetroffen war?. Die
Besuche des sowjetischen Verteidigungsministers bezweckten
eine letzte personliche Inspektion der Interventionstruppen.
Nach dieser Rundreise des sowjetischen Verteidigungsministers
gab «Roter Stern» bekannt, dal am 20. August die gemein-
samen Ubungen der «Nachrichtentruppen» der UdSSR, der
DDR und Polens abgeschlossen worden seien.

Fortsetzung folgt

stellvertretender Generalstabschef der sowjetischen Streitkrifte. Am .
August trat laut TASS Armeegeneral Michail Iljitsch Kasakow aus Ge-
sundheitsriicksichten auf eigenes Ersuchen als Stabschef der Streitkrifte
des Warschauer Paktes zuriick. Zu scinem Nachfolger wurde Armee-

general Sergej Schtemenko ernannt.

Aktion IKRK

Das Internationale Komitee vom Roten
Kreuz kann seine anspruchsvolle, aber dankbare
Aufgabe in Nigeria und Biafra nur dann er-
fiillen, wenn ihm geeignete Mitarbeiter zur
Seite stehen. Daher suchen wir dringend Stabs-
offiziere (aller Truppengattungen), die iiber
ausgezeichnete Englischkenntnisse verfiigen,
gesund sind und die sich fiir etwa drei Monate
frei machen konnen. Afrikaerfahrung st
selbstverstindlich erwiinscht, aber nicht Be-
dingung.

Nihere Auskiinfte erteilt gerne die Abteilung
fir Adjutantur, SonnenbergstraBe 17, 3000
Bern 25, Telephon (031) 673245 oder 673242.

Sitzung des Zentralvorstandes der SOG
vom 24./25. Januar 1969 in Lausanne

Der bisherige Redaktor Oberst 1Gst Mark
wird fiir seine elfjahrigen wertvollen Dienste
als Redaktor der ASMZ gewiirdigt und sein
Nachfolger, Oberstlt i Gst Schaufelberger, dem
Zentralvorstand vorgestellt.

Die Besprechungen iiber die Ausbildungs-
probleme umfaBten insbesondere den Wunsch
nach einer klareren Trennung der Ausbil-
dungsvorschriften in verbindliche und als
Grundreglemente geltende Dienstvorschriften

und in ausgesprochene Anleitungen im Sinne
von Ausbildungshilfen. Ferner wird angeregt,
die Erfahrungen der Truppenkommandanten
durch die Schaffung einer Dokumentations-
stelle, die allfillige Erstellung eines Behelfs fiir
Truppenkommandanten und durch den ver-
mehrten Erfahrungsaustausch besser auszu-
niitzen. Fragen der Zielsetzung, der Bildung
von Ausbildungsschwergewichten und der
vermehrten Abgabe von Hilfsmitteln fiir die
Ausbildung in den Wiederholungskursen wur-
den aufgeworfen. Dem Prisidenten der Aus-
bildungskommission wurde der Auftrag er-
teilt, ein Sofortprogramm auszuarbeiten, wel-
ches dem Chef des EMD vorgelegt werden
und der Ausbildungskommission als Grundlage
fiir die weiteren Arbeiten dienen soll.

Die SOG unterstiitzt und befiirwortet dic
Forderung von Turnen und Sport unter Ein-
bezug der Frauen und Midchen und gibt einem
Verfassungsartikel den Vorzug, der das
Schwergewicht beim Bund sieht. Es wird
ferner die Auffassung vertreten, daB3 die Be-
lange des Turnens und des Sports dem Departe-
ment des Innern tibertragen werden sollten.

Die bisherige Wehrsportkommission wird
auf einen Beauftragten fiir Wehrsport redu-
ziert, dessen Funktionen durch den bisherigen
Kommissionsprasidenten, Oberst Niischeler,
ausgeiibt werden. Die Sektion Freiburg wird
vom ZV mit der Durchfithrung des Nacht-
orientierungslaufes 1970 der SOG betraut. Eine

Intensivierung des Orientierungslaufes in der
SOG wird angestrebt.

Den personlichen Anstrengungen von Oberst
Petitpierre ist es zu verdanken, daB die «Revue
Militaire Suisse» erhalten und in den Besitz
einer Vereinigung fiir die RMS iibergefiihrt
werden konnte. Der ZV stimmte den cnt-
sprechenden Statuten zu.

Als neuer Prisident der Kommission fiir
auBerdienstliche Tatigkeit wird Oberst Treich-
ler, Ziirich, gewihit.

Der ZV nahm mit Interesse von der Tatig-
keit der Kommissionen der SOG Kenntnis,
wobei die wesentlichen Verbesserungen der
verschiedenen Kontakte durch dic Presse-
kommission hervorzuheben sind.

Betriiblich ist noch einmal die Feststellung,
dafB die Zahl der Abonnenten der ASMZ kaum
wesentlich liber 6000 zu steigen vermag - sic
ist Ende 1968 sogar erstmals unter diese Zahl
gesunken. Da von einem Obligatorium des
Abonnements fiir die Mitglieder der SOG ab-
geschen wird, ist unser offizielles Organ auf die
tatkriftige Werbung in den Scktionen der
SOG angewiesen. Aber auch die Truppen-
kommandanten miissen vermehrt auf dic Be-
deutung der auBerdienstlichen Weiterbildung
ihrer Offiziere hinweisen, die in unserer Miliz-
armee geradezu eine Voraussetzung darstellt.
Fiir das Jahr 1969 sind zwei Prisidentenkonfe-
renzen vorgeschen: eine ordentliche im Juni
und cine auBerordentliche im Spitherbst. Wa.

Der Krieg wird ein immer fiirchterlicheres Unternehmen materieller Art. Was helfen da die
Felsen unserer Berge? Wie dem auch sei, die Maschine wird auch die schrecklichsten Angriffs-
und Verteidigungswaffen nie allein zum Einsatz bringen konnen. Der Mensch aus Fleisch und

Blut und sein personlicher Wert werden immer die Hauptsache bleiben — aber ein Mensch,

der zum Soldaten erzogen und Trager einer militarischen Tradition ist, ein Mensch, der durch

den Eid gebunden ist und einer Losung treu bleibt.

General Henri Guisan

ASMZ Nr. 3 /1969




	Militärpolitische und völkerrechtliche Aspekte der militärischen Besetzung der CSSR

